
Kräfte dafür einzusetzen. Solange die Ehegatten in 
einer Ehegemeinschaft leben, kommen sie für den 
Familienaufwand gemeinsam auf; wenn ein Ehegatte 
dazu nicht in der Lage ist, trägt der andere alle Lasten 
allein, wie dies aus dem Wesen der ehelichen Gemein­
schaft folgt. Einer anderen gesetzlichen Ausgestaltung 
bedürfen nur die Fälle, in denen die Ehegatten nicht in 
einer Gemeinschaft leben und ein Ehegatte während 
des Getrenntlebens wegen Alters, Krankheit oder aus 
anderen Gründen ganz oder teilweise nicht in der Lage 
ist, sich selbst zu erhalten. Hier greift der Begriff der 
Unterhaltsgewährung Platzt

Die Eigentums- und Vermögensverhältnisse 
der Ehegatten
Die Bestimmungen über die Eigentums- und Ver­
mögensverhältnisse der Ehegatten (§§ 16 bis 19) ver­
folgen das Ziel, die ehelichen Beziehungen zu festigen. 
Bei der rechtlichen Ausgestaltung der Vermögensbe­
ziehungen der Ehegatten konnte nicht — wie bei ande­
ren Fragen des Familienrechts — auf eine Grundsatz­
rechtsprechung oder auf bewährte gesetzliche Regelun­
gen zurückgegriffen werden.
Bekanntlich mußte nach dem Inkrafttreten der Ver­
fassung zunächst das bürgerliche Güterrecht beseitigt 
werden, das — insgesamt gesehen — gegen die gleich­
berechtigte Stellung der Frau in der Familie verstieß. 
Man denke nur an die alleinige Befugnis des Mannes 
zur Verwaltung und Nutznießung des Vermögens der 
Frau. Mangels ausdrücklicher gesetzlicher Regelung 
stellte das Oberste Gericht den Grundsatz auf, daß seit 
Inkrafttreten der Verfassung der DDR als gesetzlicher 
Güterstand die Gütertrennung gilt, wonach jeder Ehe­
gatte Eigentümer der Vermögenswerte wurde, die er 
mit seinen Mitteln für sich erworben hatte. Damit war 
zwar einer der wesentlichsten Nachteile behoben. 
Gleichzeitig brachte die Gütertrennung aber für die 
Frau im Falle der Scheidung eine Härte mit sich, wenn 
sie nicht unmittelbar durch Berufsarbeit an Anschaffun­
gen oder sonstigem Vermögen, z. B. Sparguthaben, be­
teiligt war. Die Rechtsprechung entwickelte zur Be­
hebung dieses Nachteils den obligatorischen Ausgleichs­
anspruch der Ehefrau. Da jedoch eine detaillierte 
Einzelregelung fehlte, gab es zahlreiche Lücken und 
Unklarheiten, die'das FGB beseitigen muß.
Um eine den gegenwärtigen gesellschaftlichen Verhält­
nissen entsprechende und vom Rechtsbewußtsein der 
Bevölkerung getragene Regelung der Vermögensbe­
ziehungen der Ehegatten zu erhalten, führte das Mini­
sterium der Justiz im vergangenen Jahr in einigen 
Großbetrieben und Institutionen eine Repräsentativbe­
fragung von Eheleuten über die Gestaltung ihrer gegen­
seitigen vermögensrechtlichen Beziehungen durchs. 
Die Befragung ergab, daß sich in der Praxis folgende 
Grundsätze herausgebildet haben:
1. Das bewegliche Vermögen, das der gemeinsamen 
Lebensführung der Familie dient, wird fast durchweg 
als gemeinsames Vermögen der- Ehegatten betrachtet.
2. Sachen, die den persönlichen Bedürfnissen eines Ehe­
gatten dienen oder die nur von einem Ehegatten für 
dessen berufliche oder andere Zwecke genutzt werden, 
werden überwiegend als Vermögen dieses Ehegatten 
aufgefaßt.
3. Hinsichtlich der Ersparnisse gibt es kein einheitliches 
Bild; sie werden entweder als gemeinsames Vermögen 
oder als Vermögen des Ehegatten betrachtet, aus dessen 
Arbeit diese Ersparnisse herrühren. Dabei ist die Ten­
denz zu beobachten, daß Ehefrauen in dem Maße, in

2 Vgl. hierzu den Beitrag von Eberhardt in diesem Heft.
3 Vgl. hierzu Weise. „Wem gehört der Fernsehapparat?“, Der 
Schöffe 1964, Heft 8, S. 270 ff.

dem sie mit ihrer fortschreitenden Einbeziehung in den 
Erwerbsprozeß in die Lage gesetzt Werden, Ersparnisse 
zurückzulegen, daran interessiert sind, diese Erspar­
nisse als ihre eigenen zu behandeln, über die sie selb­
ständig verfügen können.

Vermögensgemeinschaft der Ehegatten als grundsätz­
liche Regelung
Die Praxis, das bewegliche, der gemeinsamen Lebens­
führung der Familie dienende Vermögen als gemein­
sames Vermögen beider Ehegatten zu betrachten, ist 
Ausdruck der gesellschaftlichen Veränderungen und 
zeugt von der Wandlung in den persönlichen Beziehun­
gen der Ehegatten. Diese Praxis konnte folglich im 
FGB-Entwurf als entscheidender Grundsatz festgelegt 
werden. Demgemäß sieht § 13 vor, daß die von einem 
oder beiden Ehegatten während der Ehe durch Arbeit 
oder mit Hilfe von Arbeitseinkünften erworbenen 
Sachen, Vermögensrechte und Ersparnisse beiden Ehe­
gatten gemeinsam gehören. Mit dieser weitgehenden 
Vermögensgemeinschaft beseitigt das Gesetz noch vor­
handene Ungleichheiten bei der Verfügung über die 
Mittel der Familie. Die Frau als völlig gleichberechtigte 
Beteiligte am gemeinsamen Vermögen wird dadurch in 
ihrer Stellung innerhalb der Familie gestärkt. Sie wird 
sich vor allem angesprochen fühlen, durch Ausübung 
einer eigenen Berufsarbeit und durch Weiterentwick­
lung dieser Tätigkeit für das Wohlergehen der Familie 
zu sorgen und den Familienaufwand weitestgehend 
sichern zu helfen. Indem sie alle ihrer persönlichen 
Entwicklung dienenden Möglichkeiten nutzt und ihre 
wirtschaftliche Unabhängigkeit vom Mann erlangt, ver­
ändern sich auch die Beziehungen der Ehegatten zuein­
ander; sie werden völlig frei von wirtschaftlichen Er­
wägungen und Interessen.
Für die Bildung und Bewertung als gemeinsames Ver­
mögen ist ausschlaggebend, ob das Vermögen nach der 
Eheschließung durch Arbeit oder mit Hilfe von Ar­
beitseinkommen erworben worden ist und ob es ge­
meinsam genutzt wird oder sonst der gemeinsamen 
Lebensführung dient bzw. sich in Ersparnissen nieder­
geschlagen hat.
Damit ist das gemeinsame Vermögen vom individuellen 
Vermögen der Ehegatten abgegrenzt. Hierzu zählen 
diejenigen Sachen, die den persönlichen Bedürfnissen 
eines Ehegatten dienen oder die nur von einem für be­
rufliche oder andere. Zwecke genutzt werden, soweit ihr 
Wert — gemessen am gemeinschaftlichen Einkommen 
und Vermögen — nicht unverhältnismäßig groß ist. Zu 
den persönlichen Sachen sind grundsätzlich Kleidung, 
Schmuckstücke und die zur Ausübung des Berufs er­
forderlichen Arbeitsinstrumente, z. B. Handwerkszeug, 
Zeichenbrett, Lehrbücher, Fahrrad, zu rechnen. Schwie­
riger einzuordnen sind z. B. Instrumente und Geräte 
einer Arztpraxis. Diese werden unter Umständen zum 
gemeinsamen Eigentum der Ehegatten gerechnet wer­
den müssen. Ebenso kann es sich bei besonders kost­
barem Schmuck oder einer wertvollen Briefmarken­
sammlung verhalten, soweit sie während der Ehe an­
geschafft worden sind. Diese Beschränkung des indivi­
duellen Vermögens eines Ehegatten ist gerechtfertigt, 
weil Anschaffungen größeren Umfangs im allgemeinen 
nur aus dem Gesamteinkommen der Eheleute bestritten 
werden, d. h., wenn beide Ehegatten berufstätig sind. 
Häufig ermöglicht ein Ehegatte diese Anschaffungen 
unter Verzicht auf die Erfüllung eigener Wünsche.
Als individuelles Vermögen sind auch die Sachen und 
Vermögensrechte zu behandeln, die von einem Ehe­
gatten vor der Eheschließung erworben wurden, ihm 
während der Ehe als Geschenk oder als Auszeichnung 
zugewendet wurden oder ihm durch Erbschaft zuge­
fallen sind. Schon von der Natur dieser Sachen her ist
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